
Kleine Sünden besteuert der Staat sofort 
Wie lassen sich die 
steigenden Steuern auf 
Tabak rechtfertigen? 
Mi t dem negativen 
externen Effekt des 
Rauchens oder paterna
listisch? Der Staat will 
nur unser Bestes: Geld. 

Von Berthold Wigger 

R
auchen, Trinken und Spielen mö
gen schlechte Angewohnheiten 
sein - der Fiskus verdient aber 

nicht schlecht daran. Bund, Under und 
Gemeinden verfügen über ein großes Re
pertoire an Steuerinstrumenten, mit de
nen sie den Genuss von Tabak, Alkohol 
und Glücksspiel belasten. Sie reichen von 
Tabak- und ßranntweinSleuern des Bun
des über LDtteriesteuern der L'inder bis 
zu lokalen Abgaben für Glücksspielau!o
malen. Zuletzt erzielten die Gebietskör
perschaften mit den .,Sü ndensteuern" e in 
Aufkommen von rund 20 Milliarden Euro 
im Jahr. Dabei soll die Erzielung von Ein
nahmen gar nicht Hauptzweck dieser 
Steuern sein. Vielmehr sollen sie lenkend 
in das private Konsumverhalten eingrei
fen und die mit den schlechten Ange
wohnheiten verbundenen Schäden in 
Grenzen halten. 

Um welche Schäden geht es dabei? Um 
die Schäden, die etwa ein Raucher seiner 
eigenen Gesundhei t zufügt, oder eher um 
die Schäden bei anderen? Für liberale 
Ökonomen wie den Briten John Stunrt 
Mill lag die Snche ziemlich kbr nuf der 
Hnnd: Der Stnat sollte nur dort in das 
menschliche Verhnlten eingreifen, wo es 
geeignet ist. Schäden bei anderen zu hin
terbssen. Eine Selbstschädigung des Men
schen sei kein ausreichender Grund für 
staatliche Ei ngriffe. 

Sündensteuern stehen zu dieser Sicht 
nicht unbedingt im Widerspruch. Mit der 
Tabaksteuer beispielsweise lassen s ich 
die sogenannten externen Kosten des 
Rauehens e inpreisen. Darunter versteht 
man jene Kosten des Rauchens, die die 
Raucher nicht selber tragen, sondern an
dere - sei es die Gemeinschnft der Kmn
kenversicherten, die die Behandlung von 
Raucherkrankheiten finanziert, oder sei
en es Pnssivraucher, die gesundheitliche 
Schäden erleiden, ohne selbst zu rauchen. 

Die Kosten, die Raucher in der Kran
kenversicherung verursachen. spielen 
meist dann eine prominente Rolle, wenn 
es darum geht . höhere Tabaksteuern zu 
fordern oder zu rechtfertigen. Diese Kos
ten werden freilich oft völlig überschätzt. 
weil zweierlei unberücksichtigt bleibt: 
Erstens sterben Raucher im Durchschnitt 
früher und sind deswegen in anderen Sozi· 
alversicherungsbereichen, besonders in 
der Rentenversicherung. eher Nettozah
ler als Nettoempfänger. Zweitens können 
Personen. die an einer Rnucherkrankheit 
sterben, nicht mehr an einer anderen 
Krankheit sterben, die ebenfalls zu Be· 
hnndlungskosten geführt hätte. 

Auch die Kosten des Passivrauchens 
werden bisweilen überschätzt. Nach dem 
weitgehenden Rauchverbot in öffentli· 
ehen Einrichtungen und Gnststätten be
trifft Passivrauchen vor allem Familien
mitglieder. Deren Schäden sind aber 
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nicht notwendigerweise extern. Immer
hin ist denkbar, dass Raucher die Schäden 
von Familienmitgliedern eher ins Kalkül 
ziehen als die Schäden bei Dritten. Finan
ziert beispielsweise ein Raucher seinem 
Partner den lahresurlaub und erträgt die
ser dnfür das lahr über den Rnuch, dann 
dürften die Kosten des Passivrauchens da
mit zumindest teilweise abgegol ten sein. 
Bei Kindern und Ungeborenen, deren EI
tern rauchen und sie dadurch mitschädi
gen. stellt sich das Problem natürlich an
ders dar. Sie können kaum mit ihren EI
tern über die Übernahme der Kosten des 
Passivrauchens verhandeln. 

Die .,Einpreisung" dieser Kosten mit 
Hilfe von Steuern hinterlässt aber auch 
kein gutes Gefühl. Immerhin bedeutet die 
Besteuerung eines Sachverhalts, dass die 
Gesellschnft ihn duldet, insofern nur nus
reichend dafür bezahlt wird. Damit wird 
der Staat dem Schutz \'on Kindern und 
Ungeborenen nicht gerecht. Hier sind an
dere staatliche Instrumente gefordert als 
Sündensteuern. 

Empirische Schätzungen jener exter
nen Kosten des Rnuchens, für die überzeu
gend argumentiert werden kann, dass sie 
mit Tabaksteuern eingepreist werden, be
laufen sich auf 1 bis maximal 2 Euro je 
Schachtel Zigaretten - deutlich weniger, 
als gegenwärt ig für eine gängige Schach
tel entrichtet werden muss. Um die Höhe 
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der Tabaksteuern und anderer Sünden
steuern zu rechtfertigen, bedarf es weite
rer Argumente. 

Ein eher paternalistisches Argument 
kommt nus der Verhaltensökonomik. 
Dort hm man dnrauf aufmerks.1m ge
macht. dass der Stant mi t Sündensteuern 
helfen kann, einer speziellen menschli· 
ehen Schwäche zu begegnen. Raucher, 
Trinker und Spieler, so dns Argument, 
kämpfen mit Zeitkonsistenzproblemen. 
Heute wollen sie ihrer Sucht zwar noch 
nachgeben. aber morgen damit aufhören. 
Ist die Zukunft freilich Gegenwart gewor
den, wollen sie erneut heute rauchen. trin
ken oder spielen und morgen nicht. Mit 
nnderen Worten: Es misslingt ihnen, e i
nen bindenden Plan im Umgang mit ihrer 
Sucht zu verfolgen. 

Sündensteuern mildern dieses Selbst
bindungsproblem, weil sie die Kosten der 
Sucht erhöhen. Tatsächlich deuten Lang
zeitstudien zu den Effekten von Tabak
steuererhöhungen darauf hin, dass Perso
nen, die vor der Erhöhung nach eigener 
Auskunft rauchten, in den folgenden hh
ren im Durchschnitt eine höhere Zufrie
denheit empfanden; ihre bekundete Zu
friedenheit war mehr gest iegen als die der 
Personen, die angegeben hatten, nicht zu 
rauchen. Offenbar hnt die höhere Steuer 
sie gewissermaßen zu ih rem Glück - näm
lich weniger Rauchen - gezwungen. 
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Sündensteuern , die Selbstbindungspro
bleme beseitigen sollen . müssen so hoch 
sein, dass sie die Menschen effektiv vom 
Rauchen. Trinken oder Spielen r1bhal ten. 
Es gibt Sündensteuern. die eindeutig in 
diese Kategorie fallen. Dazu gehört die 
Alkopopsteuer. Nach ihrer Einführung im 
l ahr 2004 trocknete der Markt für 
Alkopopgetränke praktisch aus. Für den 
Fiskus war der folgende EinnahmeausfalJ 
leicht zu verschmerzen, weil die Größe 
des Alkopopmarktes ohnehin kein nen
nenswertes Aufkommen e rwarten ließ. 

Das sieht bei manchen nnderen Sün
densteuern anders aus. Die Tabaksteuer 
mit einem Aufkommen von rund 13.3 Mil
liarden Euro im lalu 20 10 dürfte weniger 
dazu gedacht sein , die Leute vom Rau
chen abzuhalten. Das zeigt besonders die 
im vergangenen Dezember beschlossene 
Erhöhung. In diesem und den nächsten 
vier Jahren werden Zignretten schrittwei
se teurer, wobei die einzelnen Schritte zu 
klein sind, um e ine nbschreckende Wir
kung zu entfalten. Bislang steuergünstige· 
re Varianten wie selbstgedrehte Zigaret· 
ten werden künftig stärker besteuert. Len· 
kungsabsichten werden damit wohl nicht 
verfolgt. Die Botschaft scheint eher zu 
sein: Bille, sündigt weiter, aber nicht 
mehr in steuer\'ergünstigter Form. 
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